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Der Direktor 







Köln, den 16.09.2004

des Landschaftsverbandes Rheinland 



     Herr Zimmermann

Förderung von Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung 
1.
Aktueller Sachstand

Der Sozialausschuss des Landschaftsverbandes Rheinland hat in der Sitzung am 22.06.2004 die Verwaltung gebeten, nach Möglichkeit noch im Jahre 2004 alle Anträge auf Finanzierung von Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung im Rheinland zu bewilligen, damit der flächendeckender Ausbau von rechnerisch 64 Stellen im Rheinland schnellstmöglich erfolgen kann.

Seit der Sitzung vom 22.06.2004 sind neben den bis dahin zur Förderung beschlossenen weitere Verbundanträge aus den Städten Remscheid und  Leverkusen sowie dem Rheinisch-Bergischen-Kreis gestellt worden, die bewilligungsreif sind.

Eine Einigung der Antragssteller aus dem Kreis Wesel sowie der Stadt Bonn/Rhein-Sieg-Kreis ist leider bislang nicht zustande gekommen.

Die bis zum 22.06.2004 beschlossenen Projekte werden größtenteils zum 01.10.2004 bewilligt. Bei einzelnen Projekten besteht noch Abstimmungsbedarf der Antragsteller sowie den betroffenen Gebietskörperschaften hinsichtlich der Stellenaufteilung und der Standorte. Die Förderung der Verbundanträge aus Remscheid, Leverkusen und dem Rheinisch-Bergischen Kreis soll zum 01.12.2004 erfolgen. 
2.
Entscheidungsvorschlag für die Regionen ohne einvernehmlichen 
Verbundantrag


a)
Kreis Wesel

Die Verwaltung beabsichtigt, alle Antragsteller aus dem Kreis Wesel zur Förderung vorzuschlagen.

Ausschlaggebend ist hierbei, dass alle Antragsteller über langjährige Erfahrungen in der Arbeit mit Menschen mit geistiger Behinderung verfügen und Konzeptionen für Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote vorgelegt haben, die förderwürdig sind.

Die konkrete Aufteilung der Stellenanteile und Standorte soll gemeinsam mit dem Kreis Wesel und den Antragstellern erfolgen, erste Gespräche hierzu haben bereits stattgefunden. Bei diesen Gesprächen steht das Ziel im Mittelpunkt, eine Lösung zu finden, die eine möglichst effektive Kooperation der Antragssteller gewährleistet und die Struktur des Kreises berücksichtigt.
Die endgültigen Stellenanteile sowie die Standorte der Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung in der Region sollen auf Basis dieses Vorschlags geklärt werden.


b)
Stadt Bonn/Rhein-Sieg-Kreis

Die Verwaltung schlägt vor, alle Antragsteller bis auf das Christus-Centrum Troisdorf, das nicht Bestandteil des vorliegenden Verbundantrags ist,  zu berücksichtigen. 

Der Grund für diesen Vorschlag besteht zum einen darin, dass bis auf das Christus-Centrum alle Antragsteller über langjährige Erfahrungen in der Arbeit  mit geistig behinderten Menschen verfügen und dass zum anderen die Konzeption des Verbundantrags eine hervorragende Grundlage für eine kompetente und flächendeckende Tätigkeit bildet. 

Die endgültigen Stellenanteile sowie die Standorte der Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsangebote für Menschen mit geistiger Behinderung in der Region sollen auf Basis dieses Vorschlags geklärt werden.

Eine komplette Auflistung aller Anträge ist in der Anlage beigefügt.

In Vertretung 
H o f f m a n n   -  B a d a c h e 
    

